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Dobrindts Grenzkontrollen: Mihalic
warnt vor europäischen Rechtsbruch!
Am 8. Mai 2025 kündigt Innenminister Dobrindt neue

Grenzkontrollen an, während Grünen-Politikerin Mihalic vor
Risiken warnt.

Deutschland - Am 8. Mai 2025 kündigte Bundesinnenminister
Alexander Dobrindt (CSU) an, die Kontrollen an den deutschen
Landgrenzen zu verstärken und mehr Zurückweisungen von
Asylgesuchen durchzuführen. Diese Ankündigung hat bereits
eine heftige Kontroverse ausgelöst. Grünen-Politikerin Irene
Mihalic kritisierte die geplanten Maßnahmen und bezeichnete
die pauschalen Zurückweisungen als europarechtswidrig. Sie
warnte davor, dass diese Strategie die Zusammenarbeit mit den
Nachbarländern gefährden könnte.

Dobrindt plant, Asylsuchende an den Grenzen zurückzuweisen,
dabei sollen Schwangere, Kinder und andere besonders
schutzbedürftige Gruppen von dieser Regelung ausgenommen



werden. Die Bundespolizei soll schrittweise personell und
strukturell verstärkt werden, um die neuen Aufgaben zu
stemmen. Mihalic äußerte jedoch Bedenken und befürchtet eine
Überlastung der Sicherheitskräfte. Die Verlagerung der
Polizeikräfte an die Grenzen könnte ihrer Meinung nach zu
Sicherheitslücken an Kriminalitätsschwerpunkten wie Bahnhöfen
und Flughäfen führen.

Risiken der neuen Strategie

Die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen könnten
gravierend sein. Mihalic warnte, dass eine Überlastung der
Bundespolizei nicht nur deren Effektivität einschränken könnte,
sondern auch möglicherweise die öffentliche Sicherheit
gefährdet. Die Problematik wird von Experten weiter diskutiert,
welche Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit der Maßnahmen
mit den europäischen Rechtsnormen äußern.

In diesem Kontext verweisen Fachleute auf bestehende
Richtlinien und Verordnungen, die im europäischen Asylrecht
verankert sind und die eine besondere Behandlung von
vulnerablen Gruppen vorsehen. Die rechtlichen
Herausforderungen sind nicht zu unterschätzen, da die
Umsetzung der Zurückweisungen unter Umständen rechtliche
Konsequenzen nach sich ziehen könnte.

Zusammenarbeit mit Nachbarländern

Ein weiteres zentrales Argument von Mihalic bezieht sich auf die
potenziellen Auswirkungen auf die diplomatischen Beziehungen
zu den Nachbarstaaten. Eine Verschärfung der Grenzkontrollen
könnte nicht nur das Vertrauen zwischen den Ländern
beschädigen, sondern auch die Möglichkeit der gemeinsamen
Bewältigung von Asylfragen erschweren. Diese Zusammenarbeit
ist essenziell, um humanitäre Verpflichtungen und
Sicherheitsinteressen in Einklang zu bringen.

Abschließend lässt sich festhalten, dass die Ankündigungen von



Dobrindt große Diskussionen auslösen und sowohl rechtliche als
auch diplomatische Fragestellungen aufwerfen. Die
Öffentlichkeit und Politik werden die Entwicklungen mit
Spannung beobachten, um die Auswirkungen auf das deutsche
und europäische Asylsystem einschätzen zu können. Weitere
Informationen zu rechtlichen Aspekten finden Sie in der
ausführlichen Analyse auf Bundestag.
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